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Spaltung
An den Stammtischen wird heiß 
diskutiert, ob Deutschland mit 
dem Atomausstieg richtig lag. 
Allzu verlockend scheinen die 
Möglichkeiten einer modernen 
Atomkraft. Oder ist das Fake?

Beobachtung
Im Zwischenlager Gorleben
stehen in den nächsten Jahren 
zahlreiche Neugenehmigungen 
von Altlasten an. Die Bürger-
initiative schaut den Behörden 
sehr genau auf die Finger.

Vereinigung
Kernfusion verspricht nahezu 
unendliche Energie bei wenig 
Einsatz von Brennstoff. Stimmt 
das? Wo steht die Forschung? 
Und wann geht der erste kom-
merzielle Reaktor ans Netz?
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Quereinstieg

 Die globale Erderwärmung ist 
mit „Klimawandel“ falsch und 

zu klein beschrieben und hat 
mit „Klimaschutz“ die falsche 

Vokabel gewählt. Wir schüt-
zen ja nicht das Klima. Dem 
Klima ist es im Grunde egal, 

wie heiß es ist. Das Klima ist 
auch noch da und irgendwie 
ein anderes Klima, wenn es 
zwei oder vier Grad wärmer 

ist. Aber menschliches Leben, 
menschenwürdiges Leben, 
freies Leben von Menschen 
unter den Bedingungen von 

einer grassierenden globalen 
Erderwärmung, bei Was-

sermangel, bei Ausfall von 
Nahrung, bei Versorgungsnot, 
bei Überschwemmungen, bei 

Flut, bei Dürren – das wird 
immer schwerer möglich 

sein. Klimaschutz ist also so 
gesehen eigentlich das falsche 
Wort. Wir schützen, wenn wir 
das Klima schützen: Freiheit, 

menschenwürdiges Leben, 
Menschlichkeit auf der Erde.

 Robert Habeck

Bündnis 90 / Die Grünen

Bundesminister für 
Wirtschaft und Klimaschutz

beim Digital-Festival
#omr24 in Hamburg

Fo
to

 C
o

ver: W
o

lfg
an

g
 Filser (M

P
I fü

r P
lasm

ap
h

ysik); Fo
to

 S
. 2: N

ils-Leo
n

 B
rau

er, Fo
to

 S
. 3: P

u
b

liX
view

in
G

Das Titelfoto zeigt ein Teil des 

Plasmagefäßes der Kernfusions-

Experimentieranlage Wendelstein 

7-X während der Fertigung



Gruselt es Sie auch nach dieser Europawahl? Grund-
sätzlich sollten der Pluralismus und die breite Palet-
te an Ideen und Lösungsansätzen für die erdrücken-
den Probleme unserer Zeit und Welt ja gerade der le-
bensbejahende Standortvorteil einer liberalen Demo-
kratie sein. Voraussetzung dafür wären allerdings zu-
erst das Vorhandensein überhaupt eines „demos“, ei-
nes am gemeinsamen, friedlichen, gerechten und in 
eine nachhaltige Zukunft gerichteten Lebens interes-
sierten Staatsvolkes, zum Weiteren eine wenigstens 
in den Grundzügen politisierte Bevölkerung. Darüber 
hinaus braucht es auch stets einen (ausreichenden) 
Raum des offenen politischen Diskurses, in dem rati-
onale Argumente ausgetauscht und abgewogen wer-
den können und – nicht zuletzt! – auch die direkte und 
unmittelbare Beteiligung daran durch eben die Men-
schen, die schließlich diese Wahl- und Zukunftsent-
scheidungen treffen sollen.
Spätestens seit dem Datenskandal von Cambridge 
Analytica, der den Brexit ermöglichte und Donald 
Trump an die Macht spülte, sollte uns allen klar sein, 
dass es den Betreibern Sozialer Medien inzwischen 
längst gelungen ist, einen derartigen Raum perfekt 
zu simulieren und ihren unzählbaren Kund:innen ein 
Gefühl der Selbstwirksamkeit zu vermitteln, wel-
ches diese offenbar in der realen Kommunikation 
inzwischen schmerzhaft vermissen. Während aber 
die Demokratie auf solidarisches Zusammenleben, 
sozialen Ausgleich und letztlich auf ein gutes Le-
ben für alle abzielt (oder abzielen sollte), treibt die 
großen Konzerne der Wettbewerb um Marktanteile 
und damit um die Konzentration von Macht und Ka-
pital an. Staatliche Regulation, die dem im öffent-
lichen Interesse entgegenwirkt, wird folgerichtig 
als störend empfunden und systemisch bekämpft.  

Nach Putin, Xi Jinping, Bolsonaro und Trump betritt 
nun mit dem Rechtspopulisten Javier Milei in Argen-
tinien ein weiterer „autoritärer Modernisierer“ die 
Weltbühne, der sich selbst als „Anarchokapitalist“ 
bezeichnet und der clownesk verdeutlicht, um was 
es (auch) geht: Neoliberalismus steht als „imperialis-
tische Marktwirtschaft“ dem Gleichheitsprinzip der 
Demokratie feindlich gegenüber. Egoistische Privat-
interessen und das „Recht auf Konsum“ überlagern 
zunehmend die freiheitlichen Ideale partizipativer po-
litischer Kultur.
Immerhin ein Fünftel der „Generation Lockdown“ soll 
sich in dieser Wahl den nationalistischen, rassisti-
schen und totalitären Idealen ihrer Urgroßeltern an-
geschlossen haben. Mit angeblichem „Jugendpro-
test“ hat das wohl weniger zu tun, vielmehr scheint 
diese konsumgewohnte Generation in Teilen mehr von 
Ängsten als von Zukunftsvisionen geleitet zu sein, da-
bei aber die konkreten und realen Folgen ihrer virtuell 
anmutenden Wahlentscheidung nicht überblicken zu 
können. Die „Regelkonformität“ der GenerationZ re-
sultiere aus Unsicherheit, nicht aus Reife, was sie äl-
ter wirken ließe; und ihre Bevorzugung von Sicherheit 
sowie das Getriebensein von digitalen Inhalten ließe 
sie tatsächlich schneller altern, sagt die Forschung … 
Was für ein Glück doch, dass sich vier Fünftel der Erst-
wählenden im demokratischen Spektrum bewegten 
und damit immer noch mehrheitlich ihr Votum für ei-
ne nachhaltige Zukunft abgegeben haben.

Und was machen wir? 

Wir fordern zivilgesellschaftliche Beteiligung, stellen 
uns dem politischen und wissenschaftlichen Diskurs 
und betreiben Aufklärung. Seit Jahrzehnten.

Martin Donat ist Vorsitzender 
der Bürgerinitiative Lüchow-Dannenberg

Editorial
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Fans der Atomkraft bedienen sich häufig falscher Argumente
zur angeblichen Untermauerung ihrer atomfreundlichen Positionen.

Andreas Conradt hat die Aussagen durchleuchtet.

Bisweilen werden Behauptun-
gen aufgestellt, insbesondere 
die USA bauten Reaktoren, die 
radioaktive Abfälle verarbeiten 
könnten. Dies wird teilweise als 
Argument verwendet, dass es ei-
gentlich keiner Endlager für die 
radioaktiven Abfälle mehr bedür-
fe, wenn sie in solchen Reakto-
ren verwendet werden könnten. 

Die USA 
verfolgen gemäß dem US De-
partement of Energy (DOE) die 
Entsorgung radioaktiver Abfäl-
le durch Endlagerung in geolo-
gischen Formationen. Ebenso 
wie Deutschland forschen die 
USA an drei Wirtsgesteinstypen.

Das Ziel, hochradioaktive Abfäl-
le für lange Zeiten in tiefen geo-
logischen Formationen zu lagern, 
ist darüber hinaus internationa-
ler Konsens. Die USA bauen keine 
Reaktoren, die ein Endlager über-
flüssig machen würden. Derzeit 
wird in den USA ein konventionel-
ler Leichtwasserreaktor gebaut, 
der hochradioaktive Abfälle in 
gleicher Größenordnung produ-
zieren wird wie die meisten Kern-
kraftwerke auf der Welt.
Darüber hinaus gibt es lediglich 
seit Jahrzehnten andauernde For-
schungs- und Entwicklungspro-
jekte für alternative Reaktorkon-
zepte, die bis heute weder zu ei-
nem Bau von Prototypen noch zu 
einem regulären Betrieb geführt 
haben. Es ist auch nicht erkenn-
bar, dass diese Reaktorkonzepte 
gezielt auf die Transmutation, al-
so die Behandlung von hochra-
dioaktiven Abfällen der bisheri-
gen Kernenergienutzung ausge-
legt sind.
Hochradioaktive Abfälle aus dem 
Betrieb von Kernreaktoren beste-
hen aus drei Gruppen von Stoffen: 
Zum einen sind das Spaltproduk-
te, die durch Kernspaltung ent-
stehen. Darüber hinaus besteht 
Atommüll aus Uran aus dem Kern-
reaktor, das nicht verbraucht wur-
de, hauptsächlich Uran-238. Die 
dritte Gruppe sind Transurane, 
also Stoffe, die durch den Neu-
troneneinfang aus Uran entstan-
den sind. Aktuell verfolgte For-
schungskonzepte zur Transmuta-
tion beschäftigen sich mit der Fra-
ge, inwiefern Transurane in Reak-
toren gespalten werden könnten. 
Hierbei würden aber neue Spalt-
produkte entstehen – und damit 
erneut hochradioaktiver Abfall.

It’s all Fake News.
Stammtisch – Eat This!

  Diese Darstellung ist falsch!
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Auch wenn ein Reaktor verfügbar 
wäre, der alle Transurane trans-
mutieren könnte – was heute trotz 
jahrzehntelanger Forschung nicht 
absehbar ist – bräuchte es immer 
noch ein Endlager für die Spalt-
produkte.

Eine weitere oft gehörte Behaup-
tung ist, insbesondere Frankreich 
sei mit einem Programm zum um-
fangreichen Ausbau seines AKW-
Parks auf einem guten Weg bei 
der Reduzierung des CO2-Aus-
stoßes. 

 Diese Darstellung ist falsch!
In einer Rede im Februar 2022 
sprach Frankreichs Präsident 
Emmanuel Macron von der Mög-
lichkeit, bis zum Jahr 2050 insge-
samt 14 zusätzliche konventio-
nelle große Reaktoren zu errich-
ten. Tatsächlich geplant ist davon 
derzeit der Bau von sechs neuen 
EPR-2-Reaktoren, die in der Nä-
he bereits bestehender Kernkraft-
werke entstehen sollen. Das ers-
te Reaktorpaar bei Penly soll nach 
Aussage der französischen Regie-
rung 2035 ans Netz gehen. Der 
Bau von acht weiteren EPR-2-Re-
aktoren soll auf Wunsch der Re-
gierung geprüft werden. Bei EPR-
2-Reaktoren handelt es sich um ei-
ne Weiterentwicklung des Euro-
pean Pressurized Reactor. Detail-
lierte Designs für diesen Reaktor 
müssen noch erarbeitet werden.
Als Teil der Investment-Strategie 
France 2030 hat die französische 
Regierung ein Investment in Höhe 
von einer Milliarde Euro in SMR-
Projekte angekündigt. Ein erster 
Prototyp wird durch die französi-
sche Regierung jedoch nicht vor 
2030 erwartet. In diesem Zusam-
menhang ist darauf hinzuweisen, 
dass in Frankreich seit 1999 kein 
neuer Kernreaktor zur Stromer-
zeugung ans Netz gegangen ist.
Der einzige Neubau eines Reak-
tors, Flamanville-3, hat 2007 be-
gonnen und sollte ursprünglich 
2012 abgeschlossen sein. Eine In-
betriebnahme ist aktuell für 2025 
vorgesehen. Die Projektkosten ha-
ben sich im Laufe der Bauzeit ver-
vielfacht.

Als Heilsbringer schlecht-hin wird 
das angeblich neue Konzept der 
Small Modular Reactors (SMR), 
zu Deutsch „Kleine Modulare 
Reaktoren“, genannt. Sie seien 
billiger und schneller zu bauen.

 Diese Darstellung ist falsch! 
Weltweit existieren heute zwar 
unterschiedlichste Konzepte und 
Entwicklungen für SMR. Die über-
wiegende Mehrzahl davon befin-
det sich aber immer noch auf der 
Ebene von Konzeptstudien. Hinzu 
kommt, dass der angeblich größte 
Vorteil der SMR auch ihr größter 
Nachteil wäre: Um weltweit die-
selbe elektrische Leistung zu er-
zeugen wie mit heutigen neuen 
Atomkraftwerken, wäre eine um 
den Faktor drei bis 1000 größere 
Anzahl an Anlagen erforderlich. 
Anstelle von heute circa 400 Reak-
toren mit großer Leistung würde 
dies also den Bau von vielen tau-
send bis zehntausend SMR-Anla-
gen bedeuten – mit entsprechen-
der Bürokratie und einer Flut an 
Protesten.
Durch die geringe elektrische 
Leistung sind bei SMR die Bau-
kosten relativ betrachtet höher als 
bei großen Atomkraftwerken. Ei-
ne Produktionskostenrechnung 
unter Berücksichtigung von Ska-
len-, Massen- und Lerneffekten 
aus der Atomindustrie legt nahe, 
dass im Mittel dreitausend SMR 
produziert werden müssten, be-
vor sich der Einstieg einer Firma 
in die SMR-Produktion überhaupt 
lohnen würde. Dieses Ziel liegt in 

weiter Ferne. Zudem werden ver-
schiedene Risiken, die mit Verviel-
fachung der Zahl der Anlagen ein-
hergehen, bei der Planung weit-
gehend vernachlässigt, insbeson-
dere Fragen des Transports, des 
Rückbaus sowie der Zwischen- 
und Endlagerung.
Eine weitere wesentliche Begrün-
dung für die Entwicklung von 
SMR-Konzepten ist die Erwar-
tung kürzerer Zeithorizonte, ins-
besondere geringerer Bauzeiten 
und unter Umständen auch ein 
weniger komplizierter Rückbau. 
Die Betrachtung aktuell im Bau 
beziehungsweise Betrieb befind-
licher Anlagen lässt diese Vermu-
tung als nicht empirisch fundiert 
erscheinen: Planungs-, Entwick-
lungs- und Bauzeiten überstei-
gen die ursprünglichen Zeithori-
zonte in der Regel um ein Viel-
faches. Die Erfahrungen deuten 
darauf hin, dass die Betriebszei-
ten von SMR-Vorhaben kurz sind 
und der Rückbau sich als langwie-
rig erweist.
Die aktuelle Entwicklung von 
SMRs ist derzeit größtenteils 
staatlich finanziert und findet in 
starkem Maß in den USA, Ka-
nada und dem Vereinten König-
reich statt. Gerüchte, wonach 
Frankreich bereits kleine Reakto-

Zukunft mit oder ohne Atom?

Behauptung: Dunkelflauten erfordern grundsätzlich das Bereithalten eines konventionellen 
Kraftwerksparks, um auch in windstillen Wintertagen oder langen Nächten genug Strom zur 
Verfügung zu haben. Diese Darstellung ist falsch! Übers Jahr gesehen gleichen sich Solar und 
Wind sehr gut aus: Bei nahezu gleichmäßiger Ausbeute gibt es im Sommer viel Solar-, im Win-
ter viel Windstrom. Konventionelle Kraftwerke werden also nur noch so lange benötigt, bis der 
Strombedarf vollständig über erneuerbare Energien gedeckt werden kann.
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 Diese Darstellung ist falsch! 
Die Kernfusion befindet sich seit 
Jahrzehnten im Stadium der Er-
forschung, und doch ist es bis-
her noch nicht gelungen, aus 
dem Kernfusionsprozess nutzba-
re Energie zu gewinnen. Es exis-
tieren weltweit zwar eine Hand-
voll Experimentiereinrichtungen, 
jedoch keine einzige Versuchsan-
lage, die mittels Kernfusion mehr 
Energie freisetzt als sie für ihren 
Betrieb benötigt, oder die gar kom-
merziell Strom erzeugen könnte.
Mit ITER im südfranzösischen 
Kernforschungszentrum Cadara-
che ist weltweit der fortgeschrit-
tenste Prototyp eines Fusionsre-
aktors im Bau. Er soll die techni-
sche Machbarkeit eines Kernfusi-
onskraftwerks demonstrieren, wo-
bei eine Stromerzeugung nicht ge-
plant ist. Von dem Prototyp eines 
Fusionsreaktors ITER hin zu einem 
stromerzeugenden Versuchsreak-
tor muss noch viel Forschung und 
Entwicklung stattfinden.
Jüngst öffentlich vermeldete Fort-
schritte beim Thema Kernfusion, 
zum Beispiel in den USA, betref-
fen Ergebnisse nicht etwa des ITER 
oder der Magnetfusion überhaupt, 
sondern aus der Grundlagenfor-
schung auf dem Gebiet der noch 
jüngeren Laserfusion. Hierbei 
wird die Fusion nicht mittels ei-
nes Magnetfeldes, sondern mit-
tels hochenergetischer Laser re-
alisiert. Doch auch die Laserfusi-
on ist noch sehr weit davon ent-

fernt, zur regulären Stromerzeu-
gung beizutragen.
Für beide Technologien ist der-
zeit nicht prognostizierbar, ob oder 
wann ein erstes kommerzielles Fu-
sionskraftwerk zur Stromerzeu-
gung realisiert werden kann. Zur 
Lösung der Klimakrise, die schnel-
le Antworten innerhalb der nächs-
ten zehn Jahre bedarf, taugt die 
Kernfusion aufgrund der erwar-
teten Entwicklungszeit also nicht.

Immer wieder wird in den soge-
nannten Sozialen Medien behaup-
tet, Deutschland gehe mit dem 
vollzogenen Atomausstieg und 
dem bis 2030 angestrebten Koh-
leausstieg ein hohes Risiko bei der 
Energieversorgung ein und bla-
miere sich weltweit. In allen ande-
ren Ländern gebe es aktuell eine 
Renaissance der Atomkraft.

 Diese Darstellung ist falsch! 
Eher wahrscheinlich ist, dass die 
Formulierung der Energiereferen-
tin der Energiewerke Schönau zu-
trifft: Deutschland, so Dr. Eva Ste-
gen, hat einen Ausstieg „by de-
sign“ vollzogen, andere Länder 
steuerten auf ein Ende der Atom-
kraft „by desaster“ zu. 
Eindrücklich nachgewiesen hat 
das auch die Anti-Atom-Organi-
sation .ausgestrahlt in der Som-
merausgabe ihres Magazins. Mit 
dem Einstieg in die Kernkraft 
könne ein erstes der in Polen so 

ren zur Energieversorgung baue, 
sind falsch. Ausgearbeitete Pläne 
für den Bau von SMR gibt es in 
Frankreich derzeit nicht. Ein ers-
ter Prototyp wird nicht vor 2030 
erwartet.
Noch bis Ende letzten Jahres galt 
der Small Modular Reactor der US-
Amerikanischen Firma NuScale als 
das Vorzeigeprojekt der Atomin-
dustrie und sollte bereits 2029 in 
den Betrieb gehen. Im Januar 2024 
sollte der Antrag auf eine Bau- und 
Betriebserlaubnis für die erste An-
lage in Idaho eingereicht werden. 
Zwei Monate vorher, im Novem-
ber 2023, gab NuScale jedoch be-
kannt, das Projekt aufgegeben zu 
haben. Schon ein Jahr zuvor hat-
te der Energie-Thinktank Institute 
for Energy Economics and Finan-
cial Analysis kritisiert, der Reak-
tor von NuScale sei für die Ener-
giewende „zu spät, zu teuer, zu ris-
kant und zu unsicher“. Solarener-
gie plus Energiespeicher sei mit 
45 Dollar pro Megawattstunde ge-
genüber 89 Dollar aus SMR viel bil-
liger – und werde immer preiswer-
ter. Folgerichtig setzt der Projekt-
partner in Idaho jetzt auch auf den 
Ausbau von Windenergie, Solar-
kraftwerken und Batterien.

Gleich gänzlich befreien von allen 
Sorgen soll angeblich die Kern-
fusion: Unendliche Energie bei 
kaum Rohstoffeinsatz, keinerlei 
Gefahren und keinem Atommüll.

Behauptung: Der Atomausstieg hat zu einem Anstieg der Stromproduktion aus fossilen Brennstoffen geführt. 
Diese Darstellung ist falsch! Die Produktion von Strom aus Braun- und Steinkohle ist im Jahr 2023 sogar gesunken, 
die aus Gas nicht gestiegen. 
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vollmündig angekündigten neu-
en AKW frühestens 2040 Strom 
liefern. Bei Beibehaltung des ak-
tuellen Wachstums und unver-
ändertem Stromverbrauch wä-
re aber der gesamte Strombe-
darf unseres östlichen Nachbar-
landes schon 2033 durch erneu-
erbare Energien – und erheblich 
kostengünstiger – gedeckt (+16% 
jährlich). Auch aus Schweden wa-
ren zuletzt atomfreundliche Stim-
men zu hören, und auch hier sieht 
die Realität ganz anders aus: Der 
Anteil nachhaltig produzierten 
Stroms liegt schon jetzt bei 84 Pro-
zent und könnte in sechs Jahren 
– genau wie in den Niederlanden 
und in Dänemark – bei 100 Prozent 
liegen. Die Produktion von Atom-
strom in Schweden ist dagegen 
deutlich gesunken. 
Selbst in Frankreich mit seinen 
aktuell 55 Atomreaktoren zeigt 
sich ein Bild, das so gar nicht zur 
Propaganda passen will: Bei ei-
nem Ökostrom-Anteil von aktu-
ell 29 Prozent und einem Wachs-
tum von vier Prozent pro Jahr wür-
de la Grande Nation in 32 Jahren 
unabhängig sein von Atom- und 
Kohlekraftwerken. Das wäre spä-
ter als die Inbetriebnahme des ers-
ten der aktuell in Planung befind-
lichen neuen AKW in den 2040er-
Jahren. Allerdings: In Frankreich 
gibt es seit Mitte 2023 eine „ge-
setzliche Pflicht zur Überdachung 
großer Parkplätze mit Solaranla-
gen“, so .ausgestrahlt. Allein das 

„wird binnen weniger Jahre dop-
pelt so viel Strom liefern wie das 
Neubau-AKW.“ Hinzu komme die 
die Leistung von mehreren Giga-
watt durch bereits in Bau befind-
licher Offshore-Windparks so-
wie der Output einer Photovolta-
ik-Pflicht für Nichtwohngebäude. 
Trotz des Atomausstiegs und dem 
immer noch schleppend voran-
schreitenden Ausbau der erneu-
erbaren Energien könnte Deutsch-
land in acht Jahren mehr erneuer-
baren Strom erzeugen als es heu-
te verbraucht. „In den Atomkraft-
Ländern Bulgarien, Finnland, Ru-
mänien, Slowenien und Tschechi-
en hingegen dauert dieselbe Ent-
wicklung um die 20, in Frankreich 
32 und in der Slowakei gar 44 Jah-
re“, so Armin Simon im .ausge-
strahlt-Magazin. 

Schließlich wird auch immer wie-
der behauptet, Deutschland habe 
– ausgelöst durch den endgültigen 
Atomausstieg im April 2023 – die 
höchsten Strompreise in Europa. 

 Diese Darstellung ist falsch!  
Zunächst muss man festhalten, 
dass ein direkter Vergleich der 
Endverbraucherpreise für Haus-
halte innerhalb Europas unmög-
lich ist, weil er neben dem auch 
nicht überall einheitlichen Bör-
senstrompreis auch noch unter-
schiedliche Steuern, Zuschläge, 
Netzentgelte und in einigen Län-

dern auch noch Grundgebühren 
enthält. Auch die unterschiedli-
che Kaufkraft in den EU-Ländern 
verbietet einen direkten Vergleich. 
Die Bundesnetzagentur kommt 
immerhin zu dem Ergebnis, der 
Atomausstieg habe die Stromprei-
se nicht beeinflusst.
In Frankreich zum Beispiel liegt der 
reine Arbeitspreis im regulierten 
blauen Tarif von EDF seit dem Feb-
ruar 2024 bei nur 25,16 Cent pro Ki-
lowattstunde Strom. Dazu kommt 
aber noch – anders als in Deutsch-
land – eine von der Anschlussleis-
tung abhängige, jährliche Grund-
gebühr. Für ein kleines Apparte-
ment mit einer Anschlussleistung 
von 6 kVA sind derzeit 151,20 Eu-
ro an fixer Jahresgebühr zusätzlich 
zum Verbrauch zu zahlen, für ein 
Einfamilienhaus mit 24 kVA sind 
381,12 Euro, bei 36 kVA Anschluss-
leistung schon 537,84 Euro fällig.
Legt man einen Jahres-Stromver-
brauch von 4000 kWh und eine An-
schlussleistung von 24 kVA in einem 
Einfamilienhaus zu Grunde, dann 
beträgt die Jahresrechnung 4000 
kWh mal 25,11 Cent, also 1004,40 
Euro. Rechnet man die 381,12 Eu-
ro fixe Jahresgebühr hinzu, ergibt 
sich ein Betrag von 1385,52 Euro 
für die Jahres-Stromrechnung in 
Frankreich. In Deutschland sind bei 
Strom-Neuabschlüssen laut Check 
24 und Verivox die Jahreskosten für 
einen Verbrauch von 4000 kWh der-
zeit bei rund 1100 Euro. So viel zum 
angeblich günstigen Atomstrom.

Behauptung: Seit dem Abschalten der AKW muss Deutschland große Mengen Atomstrom aus Frankreich importieren. 
Diese Darstellung ist falsch! Tatsächlich hat Deutschland 2023 mehr Strom importiert als exportiert. Dies lag jedoch 
einzig daran, dass nachhaltig produzierter Strom zu gewissen Zeiten in Skandinavien günstiger war als er in Deutsch-
land hätte produziert werden können. Strom aus den Atom-Ländern Schweiz, Frankreich und Tschechien hat insge-
samt nur einen Bruchteil der zugekauften Menge ausgemacht.

Zukunft mit oder ohne Atom?
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wandelt werden. Die Wärme kann 
dann mittels eines Kühlmediums 
und durch Wärmetauscher eine 
Turbine zur Stromerzeugung an-
treiben – ähnlich wie in einem kon-
ventionellen AKW oder in fossilen 
Kraftwerken.
Für ein mögliches Kraftwerk mit 
1000 Megawatt elektrischer Leis-
tung werden für die D-T Fusion 
die Brennstoffe Deuterium und 
Tritium jeweils in einer kleinen 
dreistelligen Kilogrammmenge 
pro Jahr veranschlagt. Der Roh-
stoff Deuterium wird aus Was-
ser gewonnen, das radioaktive 
und leicht flüchtige Wasserstof-
fisotop Tritium mit einer Halb-
wertszeit von 12,3 Jahren muss 
im Blanket in einer kernphysika-
lischen Reaktion „erbrütet“ wer-
den. Zum Vergleich: AKW benöti-
gen jährlich rund 170 Tonnen Uran 
aus rund 80 000 Tonnen Gestein. 
Allerdings gibt es noch viele un-
gelöste technische Fragen, wie 
das Erbrüten des Tritiums reali-
siert werden soll.

 Viel Forschungsbedarf

Überhaupt wirft die Forschung 
zur Kernfusion gegenwärtig noch 
mehr Fragen als Antworten auf: 
Es existieren weltweit eine Hand-
voll Experimentiereinrichtungen, 
die mit Hilfe der Kernfusion ver-
suchen, Energie zu erzeugen. Es 
existiert bis heute jedoch keine 
Versuchsanlage, die mittels Kern-
fusion mehr Energie freisetzt als 
sie für ihren Betrieb benötigt, oder 
die gar Strom erzeugen könnte.
Mit ITER im südfranzösischen 
Kernforschungszentrum Cadara-
che ist weltweit der fortgeschrit-
tenste Prototyp eines Fusionsre-
aktors im Bau: Er soll die tech-
nische Machbarkeit eines Kern-
fusionskraftwerks demonstrie-
ren, wobei eine Stromerzeugung 
nicht geplant ist. Von dem Pro-
totyp eines Fusionsreaktors ITER 

hin zu einem stromerzeugenden 
Versuchsreaktor muss noch viel 
Forschung und Entwicklung statt-
finden.
Jüngst öffentlich vermeldete 
Fortschritte beim Thema Kernfu-
sion, zum Beispiel in den USA, be-
treffen Ergebnisse nicht etwa des 
ITER oder der Magnetfusion über-
haupt, sondern aus der Grundla-
genforschung auf dem Gebiet der 
Laserfusion. Hierbei wird die Fu-
sion nicht mittels eines Magnet-
feldes, sondern mittels hochener-
getischer Laser realisiert. Doch 
auch die Laserfusion ist noch sehr 
weit davon entfernt, zur regulä-
ren Stromerzeugung beizutragen.
Für beide Technologien ist derzeit 
nicht prognostizierbar, ob oder 
wann ein erstes kommerzielles 
Fusionskraftwerk zur Stromerzeu-
gung realisiert werden kann. Zur 
Lösung der Klimakrise, die schnel-
le Antworten innerhalb der nächs-
ten zehn Jahre bedarf, taugt die 
Kernfusion aufgrund der erwar-
teten Entwicklungszeit also nicht.

 Radioaktive Abfälle

Und sie ist auch weniger sauber 
als oftmals dargestellt. Denn ob-
wohl es bei der Kernfusion auch 
darum geht, langlebige Abfälle zu 
vermeiden, werden dennoch ra-
dioaktive Stoffe mit längerlebi-
gen Nukliden entstehen, vor allem 
dadurch, dass Neutronen auf be-
stimmte Legierungsbestandteile 
in den Bauteilen treffen. 
Allein schon aufgrund seiner Grö-
ße ist bei Fusionsreaktoren insge-
samt – sowohl im Betrieb, als auch 
im Rückbau – mit größeren Men-
gen dieser schwach- und mittel-
radioaktiven Reststoffe zu rech-
nen als bei einem konventionel-
len Atomkraftwerk. Allein der Va-
kuumbehälter des Fusionsreak-
tors ITER schlüge mit 5000 Ton-
nen Material zu Buche, ein AKW-
Reaktordruckbehälter umfasst da-

Anders als bei der Kernspaltung, 
wie sie in herkömmlichen Atom-
kraftwerken angewandt wird, 
werden bei der Kernfusion zwei 
Atomkerne miteinander ver-
schmolzen. Durch diesen Prozess 
kann pro Reaktion im Vergleich 
zur Verbrennung fossiler Brenn-
stoffe eine millionenfach höhere 
Energie freigesetzt werden.
Um aber den Fusionsprozess in 
einem Reaktor in Gang setzen 
zu können, muss ein geeignetes 
Stoffgemisch, das sogenannte Fu-
sionsplasma, auf sehr hohe Tem-
peraturen erhitzt werden, für die 
sogenannte Deuterium-Tritium-
Fusion (D-T-Fusion) beispielswei-
se auf Temperaturen von über 100 
Millionen Grad Celsius. 
Bei der D-T Fusion werden als 
Brennstoff das nicht radioakti-
ve Deuterium und das radioakti-
ve Tritium verwendet. Beide sind 
Isotope des Elements Wasser-
stoff. Technisch soll die Fusion 
mittels eines Magnetfeldes rea-
lisiert werden.

 D plus T ist gleich He + n

Bei der Fusion eines D- und ei-
nes T-Kerns entstehen ein Heli-
um-Kern und ein Neutron. Letzte-
res trägt die freigewordene Ener-
gie in Form von Bewegungsener-
gie, sprich: Neutronenstrahlung. 
Die Energie des Helium-Kerns 
wiederum wird dazu verwendet, 
die Plasmatemperatur aufrecht 
zu erhalten, wobei allerdings zu-
sätzlich noch Heizenergie nötig 
ist. Zudem muss das Plasma im 
Fall der Magnetfusion durch ein 
Magnetfeld eingeschlossen wer-
den. Die eigentliche Fusionsreak-
tion verläuft im Plasma des erhitz-
ten D-T-Gemischs, das sich in ei-
ner Vakuumkammer befindet. Um 
Strom erzeugen zu können, muss 
die Energie der Neutronenstrah-
lung in speziellen Bauteilen, soge-
nannten Blanket, in Wärme umge-

Der Sonnenaufgang dauert noch
Die Reproduktion von Vorgängen in unserer Sonne könnte eine 

unendliche Energiequelle für die Menschheit bedeuten. Die Kernfusion
befindet sich seit Jahrzehnten im Stadium der Erforschung, und doch ist es 

bisher nicht gelungen, mit ihr nutzbare Energie zu gewinnen. 
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gegen nur rund 500 Tonnen. Unter 
anderem der radioaktive Brenn-
stoff Tritium trägt zu einer größe-
ren Abfallmenge bei, da sich Tri-
tium leicht in Baumaterialien ein-
lagert und dadurch mehr radio-
aktive Abfälle entstünden. Zu der 
großen Abfallmenge trägt zudem 
bei, dass wegen des Verschleißes 
der Materialien damit gerechnet 
wird, dass manche Anlagenkom-
ponenten teilweise oder ganz alle 
fünf bis zehn Jahre ausgetauscht 
werden müssen. Gemäß Studien 
würden zum Beispiel für den Ver-
suchsreaktor DEMO von EUROfu-
sion bei einer Lebensdauer von 
20 Jahren potenziell bis zu 50 000 
Tonnen radioaktive Abfälle anfal-
len, die zwischen- oder endgela-
gert werden müssten 
Diese radioaktiven Reststof-
fe müssten abklingen und si-
cher verwahrt werden. Wieder-
um ein Teil davon müsste mög-
licherweise auch über einen län-
geren Zeitraum von mehr als hun-
dert Jahren hinaus sicher eingela-
gert werden. Klar ist also, dass bei 
der Kernfusion größere Mengen 
schwach- und zum Teil auch mit-
telradioaktive Abfälle entstehen 
werden, die sicher verwahrt wer-
den müssen. In welchem Umfang 
dies der Fall sein würde, ist ab-
hängig von den im Fusionsreak-
tor eingesetzten Materialien und 
Gegenstand von Forschung und 
Entwicklung.
Hochradioaktiver Abfall entstün-
de allerdings nicht, was insoweit 
ein Vorteil dieser Energieerzeu-
gung gegenüber heutigen Atom-
kraftwerken wäre. 

 Durchaus Sicherheitsrisiken

Da bei der Kernfusion radioakti-
ve Stoffe eingesetzt werden und 
entstehen und Bauteile des Reak-
tors im Betrieb aktiviert werden, 
bestehen grundsätzlich radiolo-
gische Risiken für das Personal 
bei Betrieb, Wartung und Demon-
tage von Anlagen. Im Vergleich 
zur Kernspaltung entstehen bei 
der Kernfusion jedoch wesentlich 
geringere Aktivitätsinventare bei 
Bauteilen und Materialien im Re-
aktor und auch keine hochradio-
aktiven Abfälle. 
Ein katastrophales Reaktorun-
glück, mit Folgen wie bei einem 
AKW, ist zudem praktisch nicht 
möglich, da das Fusionsplasma 
in einem Störfall selbstständig er-
lischt und im Gegensatz zu Kern-
kraftwerken keine nennenswer-

te Nachwärmeproduktion erfolgt. 
Und weil bei der Kernfusion kein 
Spaltmaterial eingesetzt wird, ist 
das diesbezügliche von beispiels-
weise Kernkraftwerken unmittel-
bar ausgehende Proliferationsri-
siko nicht gegeben. Jedoch stellt 
der Brennstoff Tritium eine we-
sentliche Komponente in moder-
nen Kernwaffen dar. Zudem könn-
te ein Fusionsreaktor missbräuch-
lich für das Erbrüten von spalt-
baren Materialien für den Kern-
waffenbau verwendet werden. 
Mögliche Proliferationspotenzia-
le müssten also allermindestens 
beobachtet und unter ein wirksa-
mes internationales Kontrollre-
gime gestellt werden.

 Kernfusion unter Atomrecht?

Ob zukünftige Fusionsreaktoren 
nach Atomrecht behandelt wer-
den, ist noch offen. Der Versuchs-
reaktor ITER in Frankreich ist bis-
lang das einzige Projekt weltweit 
mit einem Bezug zur technisch 
nutzbaren Energieerzeugung. Je-
doch geht es auch bei ITER rein 
um Fusionsleistung und nicht 
darum, Strom zu erzeugen. Alle 
anderen Fusionsprojekte haben 
noch keinen Bezug zur technisch 
nutzbaren Energieerzeugung, die 
Frage nach einem fusionsspezifi-
schen Regelwerk hat sich bisher 
noch nicht gestellt. Großbritanni-
en und die USA beabsichtigen je-
doch, künftige Versuchsfusions-
reaktoren nicht unter Atomrecht 
zu stellen. 
Aus regulatorischer Sicht sind 
bei der Kernfusion im Vergleich 
zur Kernspaltung die maximalen 
radiologischen Folgen eines Un-
falls zwar erheblich kleiner anzu-
setzen, jedoch würden die Unter-
schiede zwischen einem Fusions-
reaktor und einem Atomkraftwerk 
erfordern, dass das Regelwerk für 
den sicheren Bau, Betrieb, Still-
legung und Abbau für Fusions-
kraftwerke erheblich angepasst 
oder neu aufgesetzt wird. Zu die-
sem Schluss kommt die Gesell-
schaft für Reaktorsicherheit in ei-
ner 2022 veröffentlichten Studie, 
die von der Europäischen Atom-
gemeinschaft (EURATOM) in Auf-
trag gegeben wurde. Ein solches 
Regelwerk für die Kernfusion exis-
tiert bislang nicht. Die Internatio-
nale Atomenergie-Organisation 
(IAEO) beabsichtigt für die Kernfu-
sion Sicherheitsstandards zu ent-
wickeln. Noch aber gibt es kein 
rechtlich bindendes Reglement.

Seit 2010 wird durch ein internationales Konsor-
tium (China, EU, Indien, Japan, Korea, Russland 
und USA) im französischen Cadarache der Ver-
suchsreaktor ITER errichtet. Der Versuchsreak-
tor soll die prinzipielle Machbarkeit eines Fusi-
onskraftwerks, basierend auf der Magnetfusi-
on, demonstrieren. Das heißt, dass die Kernfu-
sion technisch mittels eines Magnetfeldes rea-
lisiert werden soll. Ziel ist, 500 Megawatt Fusi-
onsleistung für länger als 300 Sekunden (5 Mi-
nuten) erzeugen zu können. Geplant war dieses 
Ziel ursprünglich 2035 bis 2040 zu realisieren, 
das Projekt ist jedoch mit erheblichen Zeit- und 
Kostensteigerungen konfrontiert. Für 2024 ist 
ein neuer Zeitplan angekündigt. Bei ITER geht 
es rein um Fusionsleistung und nicht darum, 
Strom zu erzeugen. 

Begleitend zu dem ITER-Versuchsreaktor wird 
durch das Konsortium EUROfusion die Entwick-
lung des Fusionsreaktor-Prototyps DEMO (Ma-
gnetfusion) vorangetrieben. Geplant ist ein sol-
cher Prototyp in Europa ab 2050. Er soll jährlich 
rund 500 Megawatt Strom produzieren (zum Ver-
gleich: AKW ca. 1400 MW). Das Konsortium EU-
ROfusion wurde 2014 gegründet. Es besteht aus 
staatlichen Forschungseinrichtungen aus EU-
Mitgliedsstaaten und der Schweiz. EUROfusion 
forscht mit dem Projekt DEMO an einer mögli-
chen kommerziellen Nutzung der Kernfusion. 

In Greifswald wird mit dem Wendelstein 7-X die 
weltweit größte Experimentieranlage vom Typ 
Stellarator betrieben. Ihre Aufgabe ist es, die 
Eignung dieses speziellen Bautyps für ein Fusi-
onskraftwerk zu untersuchen. Die Hauptmonta-
ge von Wendelstein 7-X wurde 2014 abgeschlos-
sen, das erste Plasma wurde am 10. Dezember 
2015 erzeugt. Der Wendelstein 7-X ist eine reine 
Experimentalanlage zur Erforschung von Kern-
fusion. Die Anlage ist noch weit von einem Pro-
totyp-Kraftwerk entfernt. 

Aktuell verfolgen weltweit zahlreiche private 
Unternehmen das Thema Kernfusion. Diese Un-
ternehmen nehmen sich vielfach vor, Versuchs- 
reaktoren schon 2030 bis 2035 zu realisieren. Die-
se Angaben sind meist reine Absichtserklärun-
gen und nicht unabhängig überprüfbar. Es steht 
zur vermuten, dass die hohe Zahl und Frequenz 
von Veröffentlichungen vornehmlich der Akquise 
von Fördergeldern und Investmentkapital dient.

ITER
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mer wieder Behörden des Bun-
des, die Politik und auch in die da-
malige Endlagerkommission den 
Ausstieg aus der Atomenergie an-
gesehen. Genau diese Grundla-
ge aber haben die Fraktionen von 
CDU und CSU gemeinsam mit der 
AfD in den letzten Jahren immer 
stärker demontiert. Während der 
alte Atommüll noch nicht unter 
der Erde ist, wollen besagte Par-
teien inzwischen neuen radioak-
tiven Strahlenmüll draufsatteln. 
Nicht Aufklärung, sondern Inter-
essen und Macht sind die Agenda! 
Hinzu kommt, dass es nach Jahr-
zehnten von Atom-Skandalen und 
Hinterzimmer-Machenschaften 
von politischen und wirtschaftli-
chen Freunden der Atomenergie 
eigentlich nicht darum geht, Ak-
zeptanz zu sichern, sondern viel-
mehr erst mal Akzeptanz zu schaf-
fen. So ist der Vertrauensaufbau 
in ein gutes Suchverfahren für ei-
nen Standort für die dauerhaft si-
chere Lagerung der hochaktiven 
Abfälle neben Fragen der Sicher-
heit von zentraler Bedeutung bei 
der Entstehung des Standortaus-
wahlgesetzes gewesen, das nach 
mehrjähriger Arbeit der Endlager-
kommission vom Deutschen Bun-
destag 2017 verabschiedet wor-
den ist.
Nun also der Antrag „Endlager-
suche beschleunigen – Akzeptanz 

sichern“ von Anfang Juni. Dar-
in beziehen sich die Abgeordne-
ten auf ein Papier der Bundesge-
sellschaft für Endlagerung (BGE), 
demzufolge sich die Suche nach 
einem Endlager für hochradioak-
tiven Atommüll unter Umständen 
bis ins Jahr 2068 hinziehen könn-
te, und fordern von der Bundes-
regierung Maßnahmen zur Be-
schleunigung von Verfahren so-
wie die Prüfung von Techniken zur 
Verringerung der einzulagernden 
Menge. Im geltenden Gesetz zur 
Endlagersuche ist eigentlich ein 
Zeitrahmen bis 2031 vorgesehen. 
Die Endlagersuche ist derzeit in 
Phase I, in der auf einer „weißen 
Landkarte“ von Deutschland flä-
chendeckend geprüft wird, wel-
che Gegend sich geologisch eig-
nen könnte. Vorgesehen ist, dass 
daraus bis 2027 etwa acht Berei-
che hervorgehen, die in Phase II 
und III eingehender geprüft wer-
den sollen.

 Diskussion? Fehlanzeige!

Von einem „sachlichen Aus-
tausch“ sprechen die Bericht-
erstatter:innen von Heute im Bun- 
destag mit Blick auf die Anhö-
rung im Umweltausschuss An-
fang Juni. Man könnte aber auch 
sagen: Da haben viele irgendwie 
jeweils erklärt und berichtet – nur 

Atompolitik:
über Bande und mit Effet
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Ausgerechnet die CDU hat An-
fang Juni mit dem Antrag einer öf-
fentlichen Anhörung im Umwelt-
ausschuss des Bundestags ver-
sucht, die zuständigen Behörden 
und Unternehmen zu drängen, die 
Endlagersuche für die hochradio-
aktiven Abfälle zu beschleunigen. 
Das erstaunt, denn von Anfang an 
hat der CDU-Partner in Bayern, die 
CSU, die Suche im eigenen Bun-
desland blockiert und damit ver-
zögert. Doch das war und ist ge-
nauso politisch motiviert wie das 
Drängen aus Reihen der CDU/CSU 
für neue Atomreaktoren. Darauf 
hatte die AfD in den letzten Jah-
ren intensiv hingearbeitet. 
Der Atomausstieg galt als Grund-
lage, um die Endlagersuche für 
hochradioaktiven Abfall neu zu 
starten. Genau diese nach langen 
Konflikten mühselig erarbeitete 
Übereinkunft – nach einer mehr-
fachen Atomkatastrophe in Fuku-
shima, nach heftigsten Konflik-
ten in Gorleben – kündigen gera-
de die extremen Rechte der AfD, 
über die CSU und CDU bis in die 
FDP und selbst in andere Regie-
rungsparteien hinein, auf. 
Auch der Titel des CDU-Antrags 
von Anfang Juni war zumindest 
erstaunlich: „Endlagersuche be-
schleunigen – Akzeptanz sichern“. 
Als Grundlage der Akzeptanz für 
die Endlagersuche haben aber im-
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miteinander diskutiert wurde in 
keiner Weise. Die Abgeordne-
ten der Fraktionen und Gruppen 
hatten Sachverständige berufen, 
die zu dem CDU-Antrag über Be-
schleunigungsmöglichkeiten bei 
der Endlagersuche für hochradio-
aktive Abfälle angehört wurden. 

 Bitte um Verlässlichkeit

Dr. Klaus Nutzenberger vom Deut-
schen Städte- und Gemeinde-
bund als Vertreter der kommuna-
len Spitzenverbände betonte das 
Interesse der Kommunalpolitiker 
an zügigen, aber auch ausdisku-
tierten Entscheidungen. Denn je 
enger sich das Netz für mögliche 
Standorte ziehe, „desto mehr Pro-
bleme werden wir mit der Umset-
zung vor Ort haben“, sagte Nut-
zenberger mit Blick auf die be-
troffene Bevölkerung. Keinesfalls 
wollten die Kommunen schnelle 
Entscheidungen, die dann wieder 
zurückgenommen werden.
Der von der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen benannte Einzel-
sachverständige Michael Sailer, 
der die BGE berät, begrüßte aus-
drücklich den Antrag der Unions-
fraktion. Der Bundestag müs-
se nochmals deutlich machen, 
dass es ihm um eine „starke Ein-
engung“ des Suchgebiets geht. 
„Wir brauchen vom Auftraggeber 
eine klare Aussage dazu“, betonte 
Sailer. Egal wie die Standortent-
scheidung am Ende falle, es wer-
de der dortigen Bevölkerung nicht 
gefallen, „aber wir brauchen ein 
Endlager“.

 Junge wollen mehr Tempo

Elisa F. Akansu als Vertreterin der 
Gruppe der unter 35-jährigen im 
Planungsteam Forum Endlager-
suche (PFE) wies darauf hin, dass 
sich heute im Gegensatz zur vo-
rangegangenen Generation nur 
wenige junge Menschen für die 
Endlagersuche interessierten. Es 
gehe aber um den richtigen Um-
gang mit einem gefährlichen Er-
be auch für künftige Generatio-
nen. Die Endlagersuche müsse 

beschleunigt werden, „soweit es 
nicht zu Lasten der Sicherheit“ 
gehe.
Arno Sittig als Vertreter der jun-
gen Generation im Nationalen 
Begleitgremium (NBG) pflichte-
te ihr bei. Die BGE habe mit ih-
rem gestreckten Zeitplan „im 
NPG Vertrauen gebrochen“. Sit-
tig wünschte sich vom Bundes-
tag, schon jetzt und nicht erst in 
der nächsten Legislaturperiode 
die Diskussion über das weitere 
Vorgehen im Phase II und III zu 
führen. 
Prof. Dr. Klaus-Jürgen Röhlig 
von der Technischen Universität 
Clausthal warnte vor dem Risiko, 
dass ein Suchverfahren, das zu 
lange dauert, am Ende ganz schei-
tern könnte. Gleichzeitig müs-
se aber auch der Eindruck poli-
tischer Einflussnahme auf eine 
wissenschaftliche Diskussion ver-
mieden werden. Ein solcher Ein-
druck hatte letztlich zum Schei-
tern des Projekts Gorleben ge-
führt. Allerdings, so Röhlig, ste-
he es dem Bundestag durchaus 
zu, die „Richtung vorzugeben“. 
Das Verfahren sei ein „wissen-
schaftsbasiertes, aber nicht wis-
senschaftsgeleitetes“.

 Niedersachsen mahnt
Geduld an

Eine Möglichkeit zur Verfahrens-
beschleunigung sehe er in Pha-
se I nicht, sagte Andreas Sikor-
ski vom Niedersächsischen Minis-
terium für Umwelt, Energie und 
Klimaschutz. Denn die vorhan-
denen Daten reichten noch nicht 
aus, um die Suchgebiete einzu-
grenzen. Mehrere andere Sach-
verständige stimmten ihm hier-
in zu. 2027 werde man Informati-
onen haben, wie sich das weite-
re Verfahren beschleunigen lässt. 
Potenzial hierzu sehe er insbeson-
dere in Phase III.

 Falschmeldung der AfD

Der von der AfD benannte Einzel-
sachverständige Dr.-Ing. Klaus-
Dieter Humpich führte aus, wa-
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rum aus seiner Sicht Salzstöcke 
besser als andere geologische 
Formationen für die Endlagerung 
geeignet sind. Wenn man die Po-
litik beiseitelasse und rein wis-
senschaftlich entscheide, könne 
man die Endlagersuche schnell 
beenden, indem man Gorleben 
als „besterforschtes Projekt der 
Welt“ auswähle.
Humpich forderte außerdem, ab-
gebrannte Brennstäbe von Atom-
kraftwerken zur Wiederaufarbei-
tung ins Ausland zu geben. Mit 
der in ihnen gespeicherten Ener-
gie ließe sich noch viel Strom er-
zeugen und Verbrennung von Öl 
oder Kohle vermeiden. Sie seien 
„kein Müll, sondern Wertstoff“. 
Sie zu verbuddeln verstoße „ge-
gen jede Nachhaltigkeit“.

 Richtigstellung aus Wien

In diesem Punkt des Antrags der 
Unionsfraktion goss Dr. Friederi-
ke Frieß von der Universität für 
Bodenkultur Wien Wasser in den 
Wein. Darin fordern die Abge-
ordneten Forschungsförderung 
im Bereich der Partitionierung 
und Transmutation (P&T), um mit 
diesen Verfahren die Menge des 
hochradioaktiven Abfalls deut-
lich zu verringern. Frieß wies da-
rauf hin, dass bei diesen Verfah-
ren noch viele Jahrzehnte der For-
schung nötig seien und sich noch 
nicht absehen lasse, ob eine groß-
technische Umsetzung von P&T 
überhaupt jemals möglich sein 
wird. Und selbst wenn, helfe es 
nur bedingt, weil es dann mehr 
schwach- und mittelaktiven Ab-
fall gebe, der ebenfalls endgela-
gert werden muss.
Was nicht Thema war: Immer 
wieder wäre bei der Transmuta-
tion und Wiederaufarbeitung Plu-
tonium im Spiel. Also der Stoff, 
aus dem die Atombombe ist. Der 
Traum aller, die gerne spalten.

Die Suche nach einem Endlager für hochradioaktiven Atommüll wird sich – aus 
nachvollziehbaren Gründen – um Jahrzehnte verschieben. Während die dauer-
haft sichere Lagerung weltweit ungelöst ist, fordern CDU, AfD und Teile der FDP 
seit geraumer Zeit mehr oder weniger unverhohlen den Wiedereinstieg in die 
Atomkraft – gelegentlich auch über Bande. Von Dirk Seifert und Andreas Conradt
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Ausstellungen, und Vorträgen das 
Festival-Wochenende am 2. und 
3. August bestimmen: Regionale 
Getränke und Leckereien – auch 
vegetarisch und vegan –, Poetry 
Slam, Kindertheater sowie das 
tolle Außengelände auf dem ab-
gelegenen Hof Thiele runden den 
Besuch in Ventschau für die ganze 
Familie ab. Campingmöglichkei-
ten gibt es auf der angrenzenden 
Wiese des weitläufigen Geländes.

Auf der großen Bühne gibt es 
neben alten Bekannten wie Hot 
Staff (spielten 2019 schon einmal 
in Ventschau) und Frank´s White 
Canvas (die beiden Chileninnen 
begeisterten bereits 2023) etliche 
Neuentdeckungen zu erleben. Zu-
sagen gibt es bislang von Funkin-
dustry aus Straßburg, die tanzbare 
Funk-Rhythmen beisteuern, und 

LeBron Johnson aus Italien, der 
mit Soul-Rock die Festival-Gäste 
begeistern will. Aus Deutschland 
sind Skyline Green mit Balkan 
Ska und Rento Kill mit „Cowboy 
Punk‘n’Roll“ vertreten. Neu ist 
auch die Nordirin Amy Montgo-
mery mit ihrer ganz eigenen kraft-
vollen, musikalischen Mischung. 

Auch politisch wird es spannend: 
Die Frage, wie es nach Deutsch-
lands Ausstieg aus der Atom-
energie weitergeht, hat ein For-
schungsteam der TU Berlin rund 
um Christian von Hirschhausen 
beschäftigt. Im vergangenen Jahr 
erstellten sie in Zusammenarbeit 
mit Alexander Tetsch eine Aus-
stellung mit dem Titel „Einfach 
mal abschalten – und dann?“, die 
im vergangenen Jahr zum ers-
ten Mal auf dem e-Ventschau ge-

Anliegen des politischen Mu-
sikfestivals war es schon im-
mer, Informationen rund um den 
Themenkomplex „Atomener-
gie und ihre Folgen“ weiterzu-
geben. Fragestellungen wie die 
nach dem Ausstieg Deutsch-
lands, dem angefallenen Atom-
müll oder neuen Energien wur-
den und werden heiß diskutiert. 
Dabei war allen Beteiligten im-
mer klar, dass die Themen unbe-
quem sind und das Potenzial ha-
ben, Publikum abzuschrecken. So 
entstand 2013 die Idee, den po-
litischen Ansatz des Festivals in 
ein Rahmenprogramm zu betten, 
das positive Gefühle generiert.

Wie bei den vergangenen neun 
Festivals seit 2013 wird auch 
dieses Jahr ein vielfältiges Pro-
gramm aus Live-Musik, Kunst, 

Punk’n’Roll
aus Solidarität
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zeigt wurde. In diesem Jahr, wer-
den die Forscher:innen selbst vor 
Ort sein und neben der Ausstel-
lung einen neu gedrehten Film mit 
dem Titel „Nichts ist so dauer-
haft wie ein Provisorium“ im Ge-
päck haben. Außerdem wird es 
einen Vortrag mit dem Titel „Ein-
fach mal endlagern“ geben – ak-
tuelle Forschung zum Anfassen!

Ein zweiter Vortag von Bernd 
Redeker vom BUND Nieder-
sachsen mit dem Titel „Atom-
kraft – Ein Scheinriese ohne Po-
tential zur Klimaerrettung“ und 
weitere Ausstellungen, die sich 
um neue Energien und die ak-
tuelle Entwicklung in Deutsch-
land drehen sowie Informa-
tionen zur Situation in Fuku-
shima bereitstellen werden, 
sind ebenfalls in Vorbereitung.

Das Festival in Ventschau war 
und ist dabei auch immer ein Ort 
der Vernetzung. Es geht um den 
Austausch zwischen den Gene-
rationen und der gemeinsa-
men Suche nach kreativen und 
machbaren Lösungen für die He-
rausforderungen der Zukunft.

Alle Einnahmen, die die Kosten-
deckung des Festivals überstei-
gen, werden in jedem Jahr Orga-
nisationen gespendet, die Kinder 
aus Tschernobyl und Fukushima 
unterstützen. Neben der Stiftung 
Hof Schlüter gehen die generier-
ten Spenden an die Kinderhilfe 
Kovel sowie an eine private Kin-
derklinik in Fukushima. Durch per-
sönliche Kontakte kann sicher-
gestellt werden, dass die erziel-
ten Spenden wirklich den betrof-
fenen Kindern zugutekommen.

Anfang August gibt es im Dörfchen Ventschau an 
der westlichen Grenze des Wendlands einen ganz 
besonderen Grund zu feiern: Zum zehnten Mal
öffnen die Macher des e-Ventschau-Festivals die 
Tore. Von Irene Beutel-Witt

e-Ventschau 2024

Freitag, 2. August, ab 18:00 Uhr 
Samstag, 3. August, ab 14:00 Uhr 

Eintritt:
Fr.: 15 EUR, Sa.: 20 EUR
beide Tage: 30 EUR, Kinder frei

Adresse:
Hof Thiele, Am Bruch 1
21371 Tosterglope, OT Ventschau 

Wendland
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anderen Zwischenlager im Land 
sein“, so Asta von Oppen als bera-
tendes Ausschussmitglied. Auch 
der Pressesprecher der Bürgerin-
itiative Lüchow-Dannenberg (BI), 
Wolfgang Ehmke, glaubt: „Das 
Wendland handelt den Standard 
aus.“ Denn Gorleben ist zwar das 
älteste Zwischenlager der Repub-
lik, aber längst nicht das einzige. 
Auch andere werden früher oder 
später mit der Frage der Neuge-
nehmigung befasst sein.
Ungeklärt ist übrigens auch, was 
eigentlich mit den freien Stellplät-
zen passieren soll. 420 Plätze bie-
tet das Lager insgesamt, 113 sind 
belegt. Eigentümer der 307 frei-
en Stellplätze sind die Energie-
versorgungsunternehmen (EVU). 
Diesen sind die Stellflächen ver-
traglich zugeordnet. Nutzen dür-
fen sie sie aber nicht, denn das 
Atomgesetz untersagt jede wei-
tere Einlagerung von hochradio-
aktiven Abfällen in Gorleben. Und 
BGZ-Sprecher Tristan Zielinski hat 
gegenüber der Gorleben Rund-
schau deutlich gemacht: „Für ei-
ne Einlagerung von schwach- 
und mittelradioaktiven Abfällen 
in das Brennelemente-Zwischen-
lager Gorleben liegt keine Geneh-
migung vor.“ Diese zu verhindern, 
fordert die BI, die ab 2034 gültige 
Aufbewahrungsgenehmigung auf 
die heutigen 113 Stellplätze zu be-
grenzen. Zielinski: „Wir haben in 
der Ausschusssitzung berichtet, 

Illu
stratio

n
en

: G
N

S

Neugenehmigung
gegen 113 Mal

Tschernobyl

30 Jahre nach dem ersten Transport hochradioaktiven Mülls ins Zwischenlager 
Gorleben bedürfen die ersten der 113 Behälter im nächsten Jahr einer Neuge-
nehmigung.  Noch ein Jahr später beginnt auch das Verfahren zur Verlängerung 
der Aufbewahrungsgenehmigung. Die Bürgerinitiative Lüchow-Dannenberg be-
obachtet beide Verfahren kritisch. Von Andreas Conradt

Genehmigung nur „nach der vor-
herigen Befassung des Deutschen 
Bundestages“ erfolgen darf. 
Art und Umfang des Genehmi-
gungsantrags sind weniger klar. 
So stellt sich die Frage, für wel-
chen Zeitraum ab 2034 Genehmi-
gung neu beantragt werden soll. 
Die BGZ gibt offen zu, dass die 
Frage noch Gegenstand interner 
Diskussionen ist, und auch der 
Kreistag in Lüchow befindet sich 
nach eigenen Angaben noch in 
der Findungsphase. Die Arbeits-
gemeinschaft der Standortge-
meinden mit kerntechnischen 
Anlagen (ASKETA) empfiehlt ei-
ne Neugenehmigung für weitere 
vierzig Jahre mit Sicherheitsüber-
prüfungen jeweils alle zehn Jahre. 
Im Nationalen Entsorgungspro-
gramm der Bundesregierung fin-
det sich nur der lapidare Satz, es 
würden „derzeit die technischen 
Voraussetzungen für eine ver-
längerte Aufbewahrung an den 
Standorten der Zwischenlager so-
wie in den Transportbehälterla-
gern untersucht.“ 

 Gorleben ist Versuchskaninchen

Klar scheint aktuell nur zweier-
lei: Erstens wird die Entscheidung 
über den Genehmigungszeitraum 
politisch motiviert sein und weni-
ger fachlich. Und zweitens wird 
das Zwischenlager in Gorleben 
das „Versuchskaninchen für die 

Als die Einlagerung von hochra-
dioaktivem Atommüll in das Zwi-
schenlager in Gorleben 1994 für 
vierzig Jahre genehmigt wur-
de, hatte sich wohl niemand vor-
stellen können, dass dieser Zeit-
raum zu kurz gewählt sein könnte. 
Dreißig Jahre später sieht die 
Welt anders aus: Die Endlagersu-
che wurde neue gestartet und en-
det nicht vor Mitte oder Ende des 
Jahrhunderts. Das zieht eine ver-
längerte Zwischenlagerung nach 
sich und damit die Notwendigkeit 
neuer Genehmigungen. 

 Neue Genehmigung fürs Lager

So läuft Ende Dezember 2034 die 
aktuelle „Genehmigung zur Auf-
bewahrung von Kernbrennstof-
fen“ für das Zwischenlager im 
Gorlebener Forst aus. Sie wird 
vereinfacht auch als „Aufbewah-
rungsgenehmigung“ bezeichnet 
und datiert vom Juni 1995.
Die für das Lager in Gorleben zu-
ständige Bundesgesellschaft für 
Zwischenlagerung (BGZ) hat auf 
einer Sitzung des Ausschusses 
Atomanlagen des Landkreises Lü-
chow-Dannenberg Mitte Juni mit-
geteilt, den Antrag 2026, also acht 
Jahre vor Ablauf der heutigen Ge-
nehmigung, beim Bundesamt für 
die Sicherheit der nuklearen Ent-
sorgung (BASE) stellen zu wollen. 
Im Atomgesetz ist zudem gere-
gelt, dass eine Verlängerung der 
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dass wir den konstruktiven Vor-
schlag der Bürgerinitiative prüfen 
und über das Ergebnis weiter in-
formieren werden.“
Immerhin muss wohl nicht be-
fürchtet werden, dass die EVU Ge-
genleistungen aus laufenden For-
derungen ableiten werden: 2017 
haben sie ihre finanziellen Rück-
stellungen für die Zwischen- und 
Endlagerung in den Fonds zur Fi-
nanzierung der kerntechnischen 
Entsorgung (KENFO) eingebracht. 
Dadurch wurden alle Forderun-
gen abgegolten, so dass keine 
weiteren Gelder gezahlt werden 
müssen. 
Auch die Kriterien, unter denen 
die Genehmigung erteilt werden 
soll, spielen eine Rolle. Ob der Be-
stand einfach erneut genehmigt 
werden oder es Nachrüstungen 
zur Verbesserung der Sicherung 
geben soll, wird gerade kontro-
vers diskutiert. So fordert die BI 
nicht nur ein Flugverbot im Be-
reich des Gorlebener Zwischen-
lagers, sondern auch die Härtung 
des Lagers selbst – also eine mas-
sive Verstärkung der Wände und 
Decke, im Idealfall gar den Neu-
bau der Lagerhalle in der gleichen 
Massivität wie das für den Neu-
bau des Lagers in Lubmin vor-
gesehen ist. Die BI befürchtet, 
dass die heutige Halle dem Ab-
sturz immer größer werdender 
Flugzeuge oder gezielten kriege-
rischen oder terroristischen An-
griffen selbst nach Fertigstel-
lung einer geplanten, zehn Me-
ter hohen Schutzmauer nicht wird 
standhalten können. BI-Sprecher 
Ehmke: „Es kann doch nicht sein, 
dass etwas genehmigt wird, das 
nicht auf dem heutigen Stand von 
Wissenschaft und Technik ist und 
die in den vergangenen Jahrzehn-
ten gestiegenen Bedrohungs-
szenarien nicht berücksichtigt.“ 

 CASTOR könnte reißen

Dem vonseiten der BGZ entge-
gengesetzten Argument, die 
Transportbehälter selbst böten 
genügend Schutz, mochte die 
Fachgruppe Radioaktivität der BI 
bei der Sitzung des Ausschusses 
nicht folgen: Eindringende Turbi-
nenwellen könnten durchaus die 
Ummantelung der Behälter schä-
digen, und der Ingenieur Egbert 
de Beyer stellte die Frage, wie sich 
die schwach bemessene Hallen-
decke beim Absturz eines Airbus 
380 verhalten wird. „Ich habe das 
mal durchgerechnet für den Fall, 

dass der Träger unglücklich die 
Seitenwand eines CASTORs trifft. 
Folge: Er reißt!“ Auch Wolfgang 
Kallen von der Fachgruppe sieht 
die größte Gefahr eines Störfalls 
bei der Zwischenlagerung in ei-
ner Einwirkung von außen – grö-
ßer als die Gefahren bei einem 
etwaigen Transport und allemal 
größer als durch einen Schaden 
des Atommüllbehälters.

 Neugenehmigung für Behälter

Trotzdem werden Betreiber, Be-
hörden und die Anti-Atom-Be-
wegung ihr Augenmerk auch auf 
die Behälter selbst richten müs-
sen. Denn es enden demnächst 
auch die ersten sogenannten 
Verkehrsrechtlichen Zulassun-
gen von Transportbehältern, oft 
auch als „Behälter-Genehmigun-
gen“ bezeichnet. Von den 113 in 
Gorleben stehend gelagerten Be-
hältern verlieren die ersten schon 
in einem halben Jahr, nämlich im 
März 2025, ihre Zulassung, bis 
zum Auslaufen der Einlagerungs-
genehmigung 2034 werden es 35 
Atommüllbehälter sein, die restli-
chen folgen bis Ende 2039.
Dabei gibt es, anders als beim Ge-
bäudekomplex, bei der Verlänge-
rung der Verkehrsrechtlichen Zu-
lassungen ein definiertes Verfah-
ren: Der Zulassungsinhaber – bei 
den oft genannten CASTOR-Be-
hältern beispielsweise die Gesell-
schaft für Nuklearservice (GNS) 
– beantragt die kostenpflichtige 
Verlängerung der Zulassung beim 
BASE, wobei die Antragsunterla-
gen parallel der Bundesanstalt 
für Materialforschung und -prü-
fung (BAM) zu übersenden sind. 
Die BAM erstellt nach Begutach-
tung ein Prüfzeugnis, auf des-
sen Grundlage die BASE weiter-
gehende Begutachtungen durch-
führt und die Ergebnisse in einer 
Abschlussbewertung zusammen-
führt und den neuen Zulassungs-
schein mit neuer Gültigkeitsdau-
er ausstellt.
Dabei geht es hauptsächlich um 
die Überprüfung von Primär- und, 
wo vorhanden, Sekundärdeckel 
und die Möglichkeit, den jewei-
ligen Behälter auch im Falle ei-
nes Schadens sicher an einen Ort 
transportieren zu können, wo er 
instandgesetzt werden kann. Die-
se Neugenehmigungsroutine soll 
sich fortsetzen bis zur Einlage-
rung des Atommülls in einem zu-
künftigen Endlager. 
Allerdings ist Deutschland auf 

den GAU im Castor in keiner 
Weise vorbereitet. Nach dem Be-
schluss, die in Gorleben einst ge-
baute, bis heute nie genutzte und 
inzwischen völlig veraltete Pilot-
konditionierungsanlage abzurei-
ßen, gibt es im ganzen Land keine 
Möglichkeit, Reparaturen durch-
zuführen, die über das Aufschwei-
ßen eines zusätzlichen Deckels an 
der Oberseite hinausgehen. Ein 
Öffnen von Behältern, ein Umla-
den des Inventars ist derzeit nur in 
Frankreich, Schweden oder dem 
Vereinigten Königreich möglich. 
Dazu müssten aber zuvor Verträ-
ge geschlossen werden.

 Was geht vor im CASTOR?

Ausschuss- und BI-Vorsitzender 
Martin Donat brachte bei der Sit-
zung Mitte Juni das eigentliche 
Problem aufs Tapet: „Wie kann ich 
etwas neu genehmigen, dessen 
Inhalt ich nicht kenne?“ Er verwies 
damit auf das weltweit bestehen-
de Problem der Unkenntnis darü-
ber, was sich vierzig, sechzig oder 
achtzig Jahre nach Beladen im In-
neren von Atommüllbehältern ab-
spielt. Selbst wenn man, was die 
BI kategorisch ausschließt, in hei-
ßen Zellen Transportbehälter zu 
Prüfungszwecken öffnen würde, 
könnte das doch nur stichproben-
artig in einem Bruchteil aller Be-
hälter geschehen und keine voll-
ständige Sicherheit herstellen. 
Peter Widmayer, Festkörperphysi-
ker und IT-Experte der Fachgrup-
pe Radioaktivität der BI, plädiert 
darum für ein anderes Verfahren: 
ein Monitoring aller Behälter in 
ganz Deutschland, bei dem Sen-
soren an den Außenseiten fort-
laufend Temperatur und Radioak-
tivität messen und eine Myonen- 
diagnostik durchführen. So könn-
ten sowohl einzelne Anomalien 
auffällig als auch, durch Entstehen 
entsprechender Muster, Schwach-
stellen bestimmter Behälter-
typen frühzeitig erkannt werden.

 Tests gefordert

Was aber selbst dann bestehen 
bliebe, wäre die Unkenntnis über 
das Verhalten der Transportbehäl-
ter bei Einwirkung von außen. „Vor 
einer Neugenehmigung“, so Wolf-
gang Kallen von der Fachgruppe 
Radioaktivität, „müssten mit Leer-
behältern endlich Falltests unter 
realen Bedingungen gemacht und 
Beschuss mit modernen Waffen 
durchgeführt werden.“

Wendland
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schützen. Stattdessen müssen sie 
aktiv renaturiert werden.
Wenn wir also die verbliebenen 
Vögel und Insekten erhalten und 
ihre Populationen stärken wol-
len, müssen wir mit dem aufhö-
ren, von dem wir wissen, dass 
es Artenvielfalt, Klima und Bö-
den schadet, und anfangen, sie 
zu schützen. Dazu hat sich die EU 
nach jahrelangen und zähen Ver-
handlungen und trotz des Erstar-
kens der Rechtspopulisten infolge 
der Wahl zum Europaparlament 
Mitte Juni endlich entschlossen. 
„Die Verabschiedung des Renatu-

rierungsgesetzes durch die euro-
päischen Umweltminister:innen 
ist ein Riesenerfolg für den Schutz 
der Natur“, so Olaf Bandt vom 
Bund für Umwelt und Naturschutz 
Deutschland (BUND). „Es ist die 
wichtigste Initiative im europä-
ischen Naturschutz seit 30 Jah-
ren und ein Zeichen der Hoffnung, 
dass am Ende des mehr als zwei-
jährigen Gesetzesprozesses nun 
dieser finale Beschluss steht. Da-
mit die Natur uns vor Katastro-
phen und der Klimakrise schüt-
zen kann, müssen Ökosysteme 
wie Flüsse, Wälder und Moore 

Mehr als 80 Prozent der Ökosys-
teme in Europa sind in einem 
schlechten Zustand, ebenso 70 
Prozent der Böden. Seit Anfang 
der 1990er Jahre hat die Zahl der 
Feldvögel um 36 Prozent abge-
nommen. Der Bestand der Wie-
senschmetterlinge ist um fast 30 
Prozent zurückgegangen – ein 
Großteil davon in den vergange-
nen zehn Jahren. Dass sich dieser 
Trend umkehrt, ist bisher nicht ab-
zusehen. Von allein wird er dies 
auch nicht tun. Weil die Situation 
so ernst ist, reicht es nicht mehr, 
nur bestehende Naturräume zu 
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Es brummt
in Europa

Gegen die Widerstände der Landwirtschaft und unter Inkaufnahme einer Regie-
rungskrise in Österreich hat die Europäische Union Mitte Juni das dringend be-
nötigte Renaturierungsgesetz verabschiedet. Von Andreas Conradt
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Artenschutz

dringend großflächig renaturiert 
werden.“
Ziel der neuen Verordnung ist es, 
Maßnahmen zu ergreifen, um bis 
2030 mindestens 20 Prozent der 
Land- und Meeresflächen der EU 
und bis 2050 alle sanierungsbe-
dürftigen Ökosysteme wiederher-
zustellen. Sie zielt darauf ab, den 
Klimawandel und die Auswirkun-
gen von Naturkatastrophen abzu-
schwächen. Für jedes der aufge-
führten Ökosysteme – von Land- 
über Meeres- und Süßwasser- bis 
hin zu städtischen Ökosystemen 
– werden spezifische, rechtsver-
bindliche Ziele und Verpflichtun-
gen für die Wiederherstellung der 
Natur festgelegt.
Die neuen Vorschriften sollen da-
zu beitragen, geschädigte Ökosys-
teme in den Land- und Meeresle-
bensräumen der Mitgliedstaaten 
wiederherzustellen, die überge-
ordneten Ziele der EU in Bezug 
auf Klimaschutz und Anpassung 
zu erreichen und die Ernährungs-
sicherheit zu verbessern. 
Dabei sollen die EU-Länder bis 
2030 bei der Umsetzung der Wie-
derherstellungsmaßnahmen vor 
allem die bestehenden Natura-
2000-Gebiete in den Fokus neh-
men und die bestehenden Vor-
gaben von FFH-Gebieten rigoros 
durchzusetzen.
Um auch dem dramatischen Rück-
gang der wildlebenden Insekten-
bestäuber in Europa entgegenzu-
wirken, enthält die Verordnung 
spezifische Anforderungen für 
Maßnahmen, die den Trend der 
letzten Jahrzehnte bis spätestens 
2030 umkehren sollen.
Die Verordnung legt spezifische 
Anforderungen für verschiede-
ne Arten von Ökosystemen fest, 
darunter landwirtschaftliche Flä-
chen, Wälder und städtische Öko-
systeme. Nun sind die Mitglied-
staaten aufgefordert, Maßnah-

Pressestimmen

Der Europarechtsexperte Peter Hilpold hat der 
von der [österreichischen] ÖVP angekündig-
ten Nichtigkeitsklage vor dem Europäischen 
Gerichtshof (EuGH) aufgrund der Zustimmung 
von [Österreichs] Umweltministerin Leonore 
Gewessler (Grüne) zum EU-Renaturierungsge-
setz wenig Chancen eingeräumt. Er sah eindeu-
tig ein „rechtsgültiges Zustandekommen” des 
Gesetzes, obwohl Gewessler in einer „Grauzo-
ne” agiert habe. 
trend.at

Gegen strengere Auflagen hatten in verschie-
denen Ländern Europas Bauern protestiert – 
und Zugeständnisse bekommen. Viele Vorga-
ben, um die Landwirtschaft umweltfreundli-
cher zu machen, wurden gestrichen, etwa ein 
Gesetz zur Begrenzung von Pestiziden. Zahlrei-
che Ausnahmen schwächen das Paket: So kön-
nen zum Beispiel in Krisenzeiten die Umwelt-
regeln außer Kraft gesetzt werden. 
Die Zeit

Der Deutsche Bauernverband hat die Zustim-
mung der EU-Staaten scharf kritisiert. Bauern-
präsident Joachim Rukwied sagte, damit igno-
rierten die Umweltminister das Ergebnis der 
Europawahl. „Man kann uns Bauern nicht par 
ordre du mufti vorschreiben, wie wir zu wirt-
schaften haben. Das löst Widerstände aus.” Wer 
glaube, mit Ordnungsrecht der Natur zu helfen, 
erreiche das Gegenteil. Naturschutz gehe nur 
mit den Bauern.
web.de

Der Westfälisch-Lippische Landwirtschaftsver-
band (WLV) hält die EU-Pläne für einen „Angriff 
auf die Ernährungssicherheit“. „Etliche Studi-
en mit Folgeabschätzungen zur sogenannten 
Farm-to-fork-Strategie kommen übereinstim-
mend zu dem Ergebnis, dass deren Umsetzung 
die europäische Erzeugung von Nahrungsmit-
teln deutlich verringern würde. Alleine beim 
Getreide sind Rückgänge von über 20 Prozent 
zu erwarten“, erklärte WLV-Präsident, Huber-
tus Beringmeier.
Top Agrar

Aus der Unionsfraktion im Bundestag kommt 
scharfe Kritik. Für den stellvertretende Frak-
tionsvorsitzenden, Steffen Bilger, ist aktuell 
nicht der Zeitpunkt für Beschränkungen der 
Lebensmittelproduktion: „Wer jetzt zusätzli-
che landwirtschaftliche Flächen aus der Pro-
duktion herausnehmen und den Pflanzenschutz 
pauschal beschneiden will, verkennt den Ernst 
der Lage.“ 
Die CSU-Agrarpolitikerin im Europaparlament, 
Marlene Mortler, wird noch deutlicher. Mit ih-
rer Entscheidung zeige die EU-Kommission „Irr-
sinn statt Realitätssinn“.
Top Agrar

men zu ergreifen, die darauf ab-
zielen, mindestens zwei von drei 
Indikatoren zu verbessern: die Po-
pulation von Grünlandschmetter-
lingen, den Bestand an organi-
schem Kohlenstoff in Acker-Mine-
ralböden und den Anteil an land-
wirtschaftlichen Flächen mit viel-
fältigen Landschaftsmerkmalen. 
Die Erhöhung der Population von 
Waldvögeln und die Sicherstel-
lung, dass es bis Ende 2030 kei-
ne Nettoverluste an städtischen 
Grünflächen und Baumkronen 
gibt, sind ebenfalls Schlüssel-
maßnahmen des neuen Gesetzes.
Alle EU-Länder sollen zudem 
Maßnahmen ergreifen, um ent-
wässerte Moorgebiete wieder-
herzustellen und bis 2030 auf EU-
Ebene mindestens drei Milliarden 
zusätzliche Bäume zu pflanzen. 
Um bis dahin auch wenigstens 
25 000 Kilometer in frei fließen-
de Flüsse zu verwandeln, sollen 
die Länder vom Menschen ver-
ursachte Hindernisse für die Ver-
bindung von Oberflächengewäs-
sern beseitigen.  
Nach den neuen Vorschriften 
müssen die EU-Staaten nun vo-
rausplanen und der Kommission 
nationale Wiederherstellungsplä-
ne vorlegen, aus denen hervor-
geht, wie sie die Ziele erreichen 
wollen. Außerdem müssen sie ih-
re Fortschritte anhand von Biodi-
versitätsindikatoren überwachen 
und darüber berichten.
„Auf europäischer Ebene braucht 
es jetzt einen Naturschutz-
Fonds“, so BUND-Vorsitzender 
Olaf Bandt, „damit die Ziele aus 
dem Gesetz erreicht werden 
können. Und es liegt nun an der 
Bundesregierung: Sie muss sich 
unverzüglich an die Arbeit ma-
chen und die europäischen Vor-
gaben in Zusammenarbeit mit al-
len maßgeblichen Akteuren zü-
gig und vollständig umsetzen.“
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Am 21. Juni gegen 11 Uhr hat die 
Besatzung des deutschen Se-
gelboots TROTAMAR III 52 Men-
schen aus akuter Seenot geret-
tet und dabei einen illegalen Pull-
back durch die anwesende soge-
nannte Libysche Küstenwache 
verhindert.  Dabei handelte es 
sich um Flüchtende, die in einem 
Schlauchboot aus Zuwara in Li-
byen aufgebrochen waren. Seit 7 
Uhr morgens hatten die Koordi-
nierungsstellen für die Seenotret-
tung nicht auf den Notruf reagiert, 
den die Crew nach der Sichtung 
abgesetzt hatte.
Die 13 Meter lange Segelyacht 
TROTAMAR III ist seit August 
2023 im bisher siebten Einsatz auf 
der Route zwischen Lampedusa 
und Nord-Afrika unterwegs. Das 
wendländische CompassCollec-
tive sucht regelmäßig die Regi-
on nach Seenotfällen ab und ret-
tet im Ernstfall auch selbst. An 
Bord des Segelbootes befinden 
sich Rettungswesten für 180 Men-
schen, zwei „Centifloats“ genann-
te Rettungsschläuche und Ret-
tungsinseln, um im schlimmsten 
Fall Menschen über Wasser hal-
ten zu können. 
An besagtem Vormittag Ende Juni 
blieb der Crew keine andere Wahl, 
als die Menschen direkt auf ihr 
Boot aufzunehmen. Sie wurden 
mit Wasser, Tee, warmem Essen 
und Rettungsdecken versorgt. 
Auch sogenannte „Fuel Burns“, 
also Hautreizungen durch ein 

Treibstoff-Salzwasser-Gemisch 
werden an Bord behandelt.
Schon fünf Tage vor diesem bis-
her umfangreichsten Einsatz ver-
suchte die Crew der TROTAMAR 
III einem Boot in Seenot zur Hil-
fe zu eilen. Die 47 Menschen an 
Bord hatten weder Wasser noch 
Nahrung und in ihrer Not angefan-
gen, Seewasser zu trinken. Leider 
wurde die Hilfe blockiert, indem 
ein bewaffnetes Boot der tune-
sischen Küstenwache den Skip-
per aufforderte, sofort die tunesi-
schen Territorialgewässer zu ver-
lassen. 
Bei Redaktionsschluss warte-
ten die Crew der TROTAMAR III 
und die 52 geretteten Menschen 
auf die dringend benötigte Zu-
weisung eines sicheren Hafens. 
Das dies angesichts der Enge auf 
dem 13 Meter langen Segelboot 
nur Lampedusa sein kann, stand 
für alle Beteiligten von Anfang an 
außer Frage. 

Die Verstärkung der Civil Fleet 
im Mittelmeer stammt aus dem 
Wendland, der Region in Nieder-
sachsen, die vierzig Jahre lang 
von der Auseinandersetzung um 
die Atomenergie geprägt wur-
de. Zivilgesellschaftlicher Pro-
test konnte am Ende ein Atom-
müll-Endlager in Gorleben ver-
hindern und bringt jetzt den Rü-
ckenwind, um solidarisch gegen 
Abschottung und das Sterben 
auf dem Mittelmeer anzusegeln. 

Wendländische Segler:innen
verhindern Pullback im Mittelmeer

Nachhaltig leben

:uberhaupt   erst mal
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 Vor 25 Jahren: Mitte November 1999 zogen 150 wendländische Trecker 
 mit 6000 Demonstrant:innen als „Stunkparade” durch Berlin und forderten 

 von der rot-grünen Bundesregierung den sofortigen Atomausstieg. 

www.gorleben-archiv.de
Gorleben Archiv e.V. – Die Geschichte des wendländischen Widerstandes
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Lüchow-Dannenberg e. V.
Rosenstraße 20 • 29439 Lüchow
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 05841 - 4684
buero@bi-luechow-dannenberg.de
www.bi-luechow-dannenberg.de

Name ............................................................................. Vorname ............................................................................................... 

Straße ............................................................................ Hausnummer .......................................................................................

PLZ, Ort ......................................................................... E-Mail ....................................................................................................

Datum ............................................................................ Unterschrift .......................................................................................... 

Ich möchte eins von über 1000 Mitgliedern der BI werden. Bitte schicken Sie den Aufnahmeantrag per Post oder 
E-Mail (Jahresbeitrag Standard: € 50; Familie: € 60; reduziert: € 15).

Ich möchte die „Gorleben Rundschau” künftig regelmäßig (4 x im Jahr) und weiteres Infomaterial unregelmäßig 
zugeschickt bekommen (jew. kostenlos).

Ich unterstütze Sie mit einer (regelmäßigen) Spende. Bitte buchen Sie von meinem Konto ab:

einmalig EUR ......................

monatlich EUR ....................

Kontoinhaber .........................................................   Name der Bank ....................................................................................

BIC ..........................................................................   IBAN .....................................................................................................

Ich möchte Ihnen meine Spende lieber per Überweisung oder Dauerauftrag zukommen lassen:

BI Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e.V. •  Sparkasse Uelzen Lüchow-Dannenberg
IBAN: DE24 2585 0110 0044 0607 21 • BIC: NOLADE21UEL

Bitte das ausgefüllte Formular per Post an die oben genannte Adresse schicken.

□

□

□

□
□

□

Liebe BI, jetzt will ich auch was tun!

Samstag, 10. August, ab 14.00 Uhr
Atomanlagen, Gorleben
Musik, Getränke, Geschichten und Infos

Die Undine-von-Blotznitz-Hütte hat ein runderneuertes Dach!
Wir laden ein zum Hüttenfest auf dem ehemaligen Salinas-Gelände.

Liebe BI, jetzt will ich auch was tun!


